
Urteil vom 18. 7.1947 (JRdsch. 1947, S. 121; DRZ 1948, 
S. 32): Ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit wird 
dadurch, daß der Denunziant unter privaten Gesichts­
punkten ein gewisses berechtigtes Interesse an der An­
zeige hat, nicht unter allen Urftständen ausgeschlossen. 
Er ist unter dem Gesichtspunkt der Menschlichkeit ver­
pflichtet, die für und gegen die Anzeige ins Gewicht 
fallenden Umstände gegeneinander abzuwägen. Die 
Denunzierte hatte hier die Familienehre der Denun­
ziantin angegriffen, indem sie geäußert hatte, daß 
deren als Nachrichtenhelferin im Felde befindliche 
Tochter sich sicherlich von Offizieren unsittlich miß­
brauchen ließe.

Urteil vom 12.9.1947 (NJ 1947, S. 195): Die Anzeige 
einer zwangsverschleppten ausländischen Arbeiterin 
wegen Diebstahls durch ihren Dienstherrn kann ein 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellen. Die 
bei einem Fabrikdirektor als Hausangestellte beschäf­
tigte ukrainische Arbeiterin hatte Sehnsucht nach ihren 
Arbeitsgenossinnen bekommen, mit denen sie in dem 
Ausländerlager des Industriewerkes zusammengewesen 
war, und hatte, um das Entweichen dorthin bewerk­
stelligen zu können, Kleidungsstücke und anderes an 
sich genommen. Im vorliegenden Falle waren gegen­
einander abzuwägen, das Interesse, das die Ukrainerin 
darin hatte, sich ihre Lage in der Zeit der unrecht­
mäßigen Zwangsverschleppung, namentlich auch in 
psychischer Hinsicht, so erträglich wie möglich zu ge­
stalten und sich von einem schweren seelischen De­
pressionszustand zu befreien oder diesen Zustand 
wenigstens zu verbessern, und andererseits das Interesse 
der Familie des Angeklagten, die Gegenstände zu be­
halten. In der ersten Instanz war der Angeklagte frei­
gesprochen worden, da er mit der Diebstahlsanzeige 
formal im Recht gewesen war. Gegen dieses Urteil 
erfolgten Presseangriffe. Die Prüfung vor dem Revi­
sionssenat ergab, daß sie unter rechtsethischem Ge­
sichtspunkt berechtigt gewesen waren.

Das Problem der strafausschließenden Wirkung des 
damaligen Rechtszustandes ist meiner Überzeugung 
nach aus sich selbst heraus begrifflich nicht zu lösen; 
sondern kann nur kasuistisch an Hand der vorkommen­
den Fälle mit Hilfe einer sehr elastischen juristischen 
Ideologie einer befriedigenden Behandlung zugeführt 
werden. Die komplizierte historisch-politische Situation, 
in der sich die in Frage kommenden Lebensvorgänge 
abspielten, ergibt vielfach eine schwer zu ergründende 
Rechtslage, der man nur gerecht werden kann, wenn 
man die zu findenden Prinzipien dem immanenten 
Sinngehalt des Einzelfalles und der ihn umgebenden 
Atmosphäre entnimmt. Das dem Richter entgegen­
tretende Phänomen weist in. gewissem Sinne eine 
dialektische Gestaltung auf: Es treten hier zwei Gegen­
sätze ineinander, einerseits der formale Rechtscharakter 
der Gesetze, auf die sich der Angeklagte beruft, an­
dererseits der verbrecherische Charakter der Rechts­
quelle, von der sie ausgehen.

Die überbrückende Lösung kann nur dem Prinzip 
der Eigengesetzlichkeit des Einzelfalles entnommen 
werden. Der juristische Begriffszusammenhang bildet 
dann mehr oder weniger ein Koordinatensystem, inner­
halb dessen sich die am natürlichen Rechtsempfinden 
orientierte Judikatur zu bewegen hat.^ Ein gewisses 
Oscillieren der Rechtsprechung zwischen den beiden 
aufgezeigten äußersten Polen wird nicht immer zu ver­
meiden sein. Die Wahl des begrifflichen Ausgangs­
punktes ist dabei nicht von absolut entscheidender 
Bedeutung.

Eine ähnliche Konstellation ergibt sich auch bei der 
Frage, inwieweit der verbrecherische Charakter des 
vom Zaune gebrochenen Krieges die Berufung des 
Täters auf völkerrechtliche Bestimmungen, dfe zu 
seinen Gunsten verwertet werden könnten, ausschließt. 
Der verbrecherische Krieg kann nicht als Nichtkrieg, 
als eine bloß kriminelle Angelegenheit, die mit dem 
Völkerrecht überhaupt nichts zu tun hatte, bewertet 
werden. Denn die Staaten erkannten das Hitlerreich 
als kriegführend an, es wurden Schutzmächte bestellt, 
und die Regeln des Völkerrechts sollten auch auf un­
gerecht Kriegführende Anwendung finden. Andererseits 
treten uns in der Praxis Fälle entgegen, wo die Be­
rufung des Täters auf die Kriegsregeln des Völker­
rechts untragbar erscheint und in gewissen Grenzen

der Tatsache Rechnung getragen werden muß, daß der 
Krieg eben nicht nur ungerecht, sondern verbrecherisch 
war und daß diese Steigerung der ethischen Wert­
niedrigkeit hier ein Umschlagen des Quantitativen in 
die Qualität darstellt.

Welche Taten als unmenschlich zu gelten haben (der 
Begriff der Unmenschlichkeit spielt ja nicht nur im 
Kontrollratsgesetz Nr. 10, sondern dem Sinne nach auch 
in der Direktive 38 eine bedeutende Rolle) ist wie für 
den Täter so auch für den Richter letzten Endes eine 
Gewissensfrage, bei der es weniger auf die Sub- 
sumierung des Geschehenen unter gewisse Prinzipien 
oder Rechtssätze, sondern auf das ethische Empfinden 
des Beurteilenden ankommt. Die Handlung muß (Ober­
landesgericht Hamburg, MDR 1948, S. 125) geeignet sein, 
durch Verletzung der Menschenwürde einen starken 
ethischen Widerwillen auszulösen. Im übrigen bietet 
der Begriff der Unmenschlichkeit Raum für die mannig­
faltigsten Definitionsversuche, durch die im Grunde 
genommen wenig gewonnen ist. Das Oberlandesgericht 
Dresden hat in mehreren Entscheidungen die Un­
menschlichkeit als den Verstoß gegen die elementaren 
Moralgrundsätze auf politischem, rassischem oder reli­
giösem Gebiet, gewissermaßen gegen das ethische 
Existenzminimum der für den Stand der Gesittung 
repräsentativen Kulturgemeinschaft bezeichnet.

Für die Beurteilung, ob eine solche Charakterisierung 
für den einzelnen Fall zutreffend ist, kann der zur 
Tatzeit bestehende Rechtszustand oder die Auswirkung 
zu Gunsten des Täters vorhandener völkerrechtlicher 
Gebräuche oder Bestimmungen mit von Bedeutung 
sein. Das Problem der strafausschließenden Wirkung 
des Rechtszustandes der Hitlerzeit, dem wir eine 
schlechthin ausschlaggebende Rolle absprechen mußten, 
kann also im Zusammenhang mit der Frage der Tat­
bestandsmäßigkeit im Sinne des Unmenschlichkeits­
verbrechens schließlich doch wieder Einfluß auf die 
Rechtsprechung ausüben. Welche Wirkung ihm aber 
der Richter einräumen will, muß an Hand des in seiner 
Eigengesetzlichkeit zu analysierenden Einzelfalles 
letzten Endes seinem pflichtgemäßen Ermessen über­
lassen bleiben.

Die Entscheidungen auf dem uns beschäftigenden 
Rechtsprechungsgebiet laufen also in der Mehrzahl der 
Fälle auf Fragen hinaus, bei deren Beantwortung vor 
allem auch die ■ Laienrichter in hohem Maße mit­
zuwirken berufen sind.

Arbeit statt Strafe?
Von Br. Harald Poelchau,

Vortragender Bat in der Deutschen Justizverwaltung

Die gemeinsamen Richtlinien der Deutschen Justiz­
verwaltung und der Deutschen Verwaltung für Arbeit 
und Sozialfürsorge in der sowjetischen Besatzungszone 
über die Arbeitsverwendung zu Freiheitsstrafe verur­
teilter Personen (ZVOB1.1947 S. 173 ff.) behandeln in 
sieben Abschnitten die Aufgaben der Behörden der 
Justizverwaltung und der Verwaltung für Arbeit und 
Sozialfürsorge und grenzen die Funktionen beider Ver­
waltungen voneinander ab. In den Richtlinien werden 
— abgesehen von dem einleitenden Abschnitt (A) über 
die Notwendigkeit der Arbeitsverwendung und den 
Schlußbestimmungen (G) — im einzelnen behandelt: 
unter B die Arbeitsverwendung von Leichtbestraften 
(Bewährungsarbeiter), unter C die Arbeitsverwendung 
langfristig Verurteilter, unter D die Arbeitsverwen­
dung der Gefangenen in den Strafanstalten und unter 
F die Berufsausbildung von Strafgefangenen.

Der bedeutsamste und umfangreichste Abschnitt 
dieser im ganzen nur drei Druckseiten umfassenden 
Richtlinien ist der Abschnitt B, welcher mit der Ein­
führung der Bewährungsarbeit für Leichtbestrafte, die 
dadurch vor dem Gefängnis bewahrt werden, eine für 
Deutschland völlig neue Form der Behandlung Ver­
urteilter vorsieht.

Wird mit diesen Richtlinien eine neue Strafart ein­
geführt, so daß wir nun neben den vorhandenen drei 
Strafarten der Lebens-, Freiheits- und Geldstrafe von 
einer werten, etwa der Arbeitsstrafe, zu sprechen 
hätten? Dieser mitunter vorgetragenen Meinung ist 
zu widersprechen. Denn die Einführung einer solchen 
neuen Strafart ist zur Zeit weder angebracht, noch 
beabsichtigt. Sie ist nicht angebracht, weil das eine
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